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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Nationalrat Carlo Sommaruga (sp, GE) reichte während der Sondersession im April 2016
eine parlamentarische Initiative ein, mit der er im Gesetz eine klare Unterscheidung
zwischen Prozessanwältinnen und -anwälten einerseits und Geschäftsanwältinnen
und -anwälten andererseits verlangte. Niemand solle beide Tätigkeiten gemeinsam
ausüben dürfen und nur Prozessanwälte sollten durch das Berufsgeheimnis geschützt
werden. Laut Sommaruga hätten die Panama Papers gezeigt, dass es die doppelte
Funktion als Prozess- und Geschäftsanwalt oder -anwältin leicht mache, sich auf das
Berufsgeheimnis zu berufen, um vor Straf-, Zivil- oder Verwaltungsbehörden nicht über
Sachverhalte aussagen zu müssen. Bei ihrer Vorprüfung kam die RK-NR zum Schluss,
dass das Anliegen zu vage und nur schwer bzw. gar nicht umsetzbar sei, da in der
Schweiz die meisten Anwältinnen und Anwälte gleichzeitig eine
Rechtsberatungstätigkeit und eine Rechtsvertretungsfunktion ausübten. Sie beantragte
ihrem Rat deshalb, der Initiative keine Folge zu geben. Die grosse Kammer folgte diesem
Antrag und sprach sich mit 137 zu 51 Stimmen bei einer Enthaltung gegen die Initiative
aus. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.03.2018
ELIA HEER

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Sowohl Maya Graf (gp, BL) im Nationalrat (Pa. Iv. 17.411) als auch etwas später Raphaël
Comte (fdp, NE) im Ständerat reichten eine parlamentarische Initiative ein, mit der sie
eine angemessene Frauenvertretung in der Bundesregierung durchsetzen wollten.
Konkret sollte in der Verfassung festgehalten werden, dass die Bundesversammlung bei
Wahlen (gemeint sind Bundesrats- und Richterwahlen) auf eine angemessene
Vertretung der Geschlechter achtet. Neben den Landesgegenden und den
Sprachregionen würde damit ein weiteres Kriterium festgeschrieben, auf das bei
Bundesratswahlen Rücksicht genommen werden müsste. 
Beide Vorstösse schien vorerst das gleiche Schicksal zu ereilen, wie die verschiedenen
ähnlichen Anliegen vor ihnen. Sowohl die SPK-SR (mit 9 zu 4 Stimmen) als auch die SPK-
NR (mit 16 zu 9 Stimmen) sprachen sich gegen Folge geben aus. Argumentiert wurde
dabei, dass nicht klar sei, welches der drei Kriterien Vorrang haben solle, wenn sie sich
konkurrenzierten. Zudem könne die Liste der Anforderungen, auf die man bei Wahlen
achten müsse, beliebig erweitert werden, etwa durch das Kriterium Alter. Im Gegensatz
zum Geschlecht hätten die Elemente «Landesgegend» und «Sprachregion» eine
stabilisierende und integrierende Funktion für den Bundesstaat. Zudem werde heute
schon ohne Regelung Rücksicht auf eine adäquate Vertretung der beiden Geschlechter
in der Landesregierung genommen. In ihrer Stellungnahme nahm die SPK-NR zudem die
Parteien in die Verantwortung, die es in der Hand hätten, Frauen als Kandidatinnen
aufzustellen. Vielen Frauen sei zudem eine «rechtliche Krücke» ein Dorn im Auge:
Letztlich müsse die Fähigkeit und nicht das Geschlecht für eine Kandidatur und eine
Wahl entscheidend sein. Die Kommissionsminderheiten hoben die grosse symbolische
Bedeutung hervor, die der Vermerk des Kriteriums «Geschlecht» in der Verfassung
hätte. Dies würde den Druck auch auf Parteien erhöhen, tatsächlich Frauen zu fördern.
Zu bedenken sei zudem, dass ein geringer Frauenanteil gerade auf Frauen eine
demotivierende Wirkung habe.  
Der Medienberichterstattung nach zu urteilen für viele überraschend nahm der
Ständerat die Position der Minderheit ein und gab der Initiative mit 20 zu 17 Stimmen
bei einer Enthaltung Folge. Hans Stöckli (sp, BE) betonte dabei über die bekannten
Argumente hinaus, dass der Vorstoss nur die Konkordanzbestimmungen konsequent
anwende, welche verlangten, dass alle massgebenden Kräfte am Staatswesen
mitarbeiten würden. 
Nach der Entscheidung des Ständerats zog Maya Graf ihren nationalrätlichen Vorstoss
zurück. Die grosse Kammer wird entsprechend über das Schicksal des Antrags Comte
bestimmen. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.03.2018
MARC BÜHLMANN
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Organisation der Bundesrechtspflege

Das Bundesgericht reagierte auf diesen Vorschlag negativ. Es bestätigte - freilich nur
dank dem Stichentscheid des Präsidenten - seine Gegnerschaft zu einer Erhöhung der
Richterzahl und schlug stattdessen eine Heraufsetzung der Streitwertgrenzen und die
Einführung von Vorprüfungsinstanzen vor - also genau jene Punkte, welche 1990 zum
Scheitern der Gesetzesrevision in der Volksabstimmung geführt hatten. Der Bundesrat
sprach sich in seiner Stellungnahme aus politischen Gründen gegen diese Vorschläge
der Bundesrichter aus. Er lehnte aber auch die von der GPK beantragte personelle
Aufstockung ab, da diese "Bequemlichkeitslösung" den Weg für eine umfassende
Strukturreform verbauen würde. Als einzige Sofortmassnahme schlug er vor, auf dem
Budgetweg zusätzliche juristische Assistentenstellen zu bewilligen. Der Ständerat liess
sich davon nicht überzeugen; er trat auf die parlamentarische Initiative seiner GPK ein
und erhöhte die gesetzlich festgelegte Richterzahl von 30 auf maximal 36. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.1994
HANS HIRTER

Die GPK des Ständerats liess sich von diesem Ratschlag aber nicht beeindrucken und
beantragte mit einer parlamentarischen Initiative eine Erhöhung der Richterzahl um
maximal sechs. Mit dieser Aufstockung soll eine dritte öffentlichrechtliche Abteilung
geschaffen werden, um sicherzustellen, dass es auch in der Zeit bis zum Inkrafttreten
der angestrebten Totalrevision des Gesetzes über die Bundesrechtspflege zu keinen
verfassungswidrigen Verzögerungen der Rechtssprechung kommt. Die entstehenden
Kosten sollen kompensiert werden durch eine Reduktion der Zahl der nebenamtlichen
Richter, deren quantitative Leistung nach Ansicht des Bundesgerichts heute ohnehin
nicht in allen Fällen befriedigend ist. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.10.1994
HANS HIRTER

Der Nationalrat befasste sich mit der im Vorjahr vom Ständerat auf Antrag seiner
Staatspolitischen Kommission beschlossenen Erhöhung der Zahl der Bundesrichter um
maximal sechs. Lediglich die Fraktionen der SP, der GP und LdU/EVP konnten sich für
diesen Vorschlag erwärmen. Von den Gegnern wurde einerseits das Ansteigen der
Geschäftslast in Frage gestellt und auf die Rationalisierungsmassnahmen verwiesen,
welche das Gericht ergriffen hat. Andererseits wurde betont, dass das Problem der
Qualitätssicherung der Rechtssprechung nicht über einen Personalausbau, sondern
über Zugangsrestriktionen gelöst werden müsste. Der Rat beschloss mit 93:48 Stimmen
Nichteintreten. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.02.1995
HANS HIRTER

Die Überlastung des Bundesgerichts blieb im Parlament weiterhin ein Thema. Mit 19 zu
12 Stimmen widerrief der Ständerat die von ihm vor zwei Jahren beschlossene
Erhöhung der Bundesrichterzahl. Er folgte damit gegen den einstimmigen Antrag seiner
Kommission der Empfehlung des Bundesrats und dem letztjährigen Entscheid des
Nationalrats. Bundesrat Koller bekämpfte die Erhöhung der Richterzahl mit dem
Argument, dass dies eine reine Symptomtherapie wäre. Sinnvolle Abhilfe könne nur mit
strukturellen Reformen, wie etwa der Einführung von Zulassungsbeschränkungen
geschaffen werden. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.10.1996
HANS HIRTER

Nach Ansicht der Geschäftsprüfungskommissionen beider Parlamentskammern müssen
das Bundsgericht in Lausanne und das Bundesversicherungsgericht in Luzern mit
dringlichen Massnahmen entlastet werden. Da die vom Bundesrat geplante
Totalrevision des Gesetzes über die Organisation der Bundesrechtspflege, welche die
Umsetzung des Verfassungsreformpakets Justizreform darstellt, kaum vor dem Jahr
2002 in Kraft treten kann, schlugen sie mit einer parlamentarischen Initiative eine
Reihe von politisch unbestrittenen Neuerungen vor, über welche sofort beschlossen
werden könnte. Die einzelnen Vorschläge hatten die Kommissionen in enger
Zusammenarbeit mit den beiden Gerichten aufgestellt. Der Bundesrat erklärte sich mit
diesem Vorgehen und den vorgeschlagenen Sofortmassnahmen grundsätzlich
einverstanden. Er betonte, dass die Vorschläge mit dem in seinem Auftrag von Experten
ausgearbeiteten Vorentwurf im Einklang stehen würden. Bei einigen Massnahmen
würde er aber eine Realisierung im Rahmen der Totalrevision vorziehen, bei einer
andern (Erledigung von Prozessen auf dem Zirkularweg), lehnte er den Vorschlag der
GPK ab. Diese hatte beantragt, dass Prozesse nicht nur bei Einstimmigkeit der Richter,
sondern auch bei Mehrheitsentscheiden auf diese Weise durchgeführt werden
können. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.1999
HANS HIRTER
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Die Justizreform wird zwar durch den Ausbau der Vorinstanzen, was allerdings noch
durch die Kantone umgesetzt werden muss, eine gewisse Entlastung der
Bundesgerichte bringen, an ihrer chronischen Überlastung aber nichts Grundsätzliches
ändern. Als Zweitrat hiess deshalb auch der Nationalrat die mit parlamentarischen
Initiativen (99.440 / 99.441) der GPK beider Räte geforderten dringlichen Massnahmen
zur Entlastung des Bundesgerichts in Lausanne und des Bundesversicherungsgerichts
in Luzern gut. Am meisten umstritten war wie bereits in der kleinen Kammer die von der
GPK und dem Bundesrat vorgeschlagene Abschaffung der umfassenden materiellen
Prüfungspflicht des Sozialversicherungsgerichts, gegen welche vor allem Behinderten-
und Patientenorganisationen sowie Gewerkschaften protestierten. Der Nationalrat
lehnte diese Abschaffung ab. Nachdem der Ständerat in dieser Frage in der
Differenzbereinigung nachgegeben hatte, konnten die Entlastungsmassnahmen in der
Sommersession verabschiedet werden. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.06.2000
HANS HIRTER

Die Rechtskommission des Ständerates reichte im Februar eine parlamentarische
Initiative für die genaue Festlegung der Zahl der Bundesrichter in Lausanne und Luzern
(Bundesversicherungsgericht) ein. Das Gesetz spricht von 35-45 Richtern; die
Kommission schlug nach eigenen Bedarfsabschätzungen 38 ordentliche und 19
nebenamtliche Richter vor, also eine Reduktion gegenüber den heute je 41
ordentlichen resp. nebenamtlichen Richtern. Da sich die von der Reform der
Bundesrechtspflege erwarteten Entlastungen noch nicht genau abschätzen lassen, soll
diese Regelung bis zum Jahr 2011 gelten. Die Reduktion soll bei der Neubesetzung der
Gerichte im Jahr 2008 erfolgen, wobei bis zu diesem Zeitpunkt frei werdende Stellen
nicht mehr ersetzt würden. Der Bundesrat war damit grundsätzlich einverstanden, ging
aber von noch stärkeren Entlastungswirkungen der Reformen aus (Schaffung eines
Bundesstrafgerichts, organisatorische Zusammenlegung der Gerichte von Lausanne und
Luzern, Erschwerung des Zugangs für Kläger) und schlug deshalb nur 36 ordentliche
Richterstellen vor. Beim Abbau über die Nichtersetzung von Vakanzen beantragte er
eine gewisse Flexibilität. So soll darauf verzichtet werden, wenn die sprachliche oder
fachliche Zusammensetzung des Gerichts dadurch so stark verändert würde, dass seine
Funktionsfähigkeit nicht mehr garantiert wäre. Das Bundesgericht hingegen sprach sich
strikte gegen eine Reduktion der heute 41 ordentlichen Richterstellen aus. Seiner
Meinung nach wäre eine qualitativ hochstehende Gerichtstätigkeit bei einem Abbau
nicht mehr gewährleistet.

Der Ständerat beriet die Vorschläge bereits in der Märzsession. Er folgte seiner
Kommission und entschied sich für 38 Richter; einen Antrag Pfisterer (fdp, AG), die Zahl
bis 2014 bei 41 zu belassen, scheiterte deutlich. Auf Antrag seiner Kommission
beschloss der Rat zudem, dass das Bundesgericht umfassend und detailliert
Rechenschaft über die Art, den Umfang und den zeitlichen Aufwand der
Arbeitsaktivitäten jedes seiner Mitglieder abzulegen habe, um eine Grundlage für
Optimierungsmöglichkeiten zu erhalten.

Die Rechtskommission des Nationalrats zweifelte an den Annahmen der kleinen
Kammer über die zukünftige Geschäftslast, welche die Basis für den Abbauentscheid
gebildet hatten. Sie schlug vor, es bis Ende 2011 bei den gegenwärtigen 41 Richtern zu
belassen und dann, in Kenntnis der Auswirkungen der Gerichtsreform, allfällige
Reduktionen vorzunehmen. In der Abstimmung im Nationalrat unterlag dieser von der
Linken und der Hälfte der CVP unterstützte Vorschlag knapp mit 91 zu 87 Stimmen
gegenüber der von der SVP und der nahezu geschlossenen FDP befürworteten Lösung
des Ständerats (38 Richter). Die Pflicht zur detaillierten Rechenschaftsablage über den
Arbeitsaufwand ging dem Nationalrat zu weit. In einer Kompromisslösung einigten sich
die beiden Kammern darauf, dass das Gericht dem Parlament zwar Rechenschaft über
seinen Aufwand abzulegen hat. Verlangt werde aber nicht eine vollständige und
detaillierte Aufwanderfassung, sondern nur Informationen, welche das Parlament für
seine Entscheide benötigt. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.06.2006
HANS HIRTER

Die SVP hatte ihren Ärger über die im Herbst 2007 veröffentlichten Berichte der GPK
und einer von dieser gebildeten Subkommission über die Umstände der Demission von
Bundesanwalt Valentin Roschacher noch nicht überwunden. Die in diesen Texten und
in mündlichen Äusserungen enthaltenen Verdächtigungen und Anschuldigungen
gegenüber dem damaligen Vorsteher des EJPD, Bundesrat Blocher, und überhaupt das
Vorgehen dieser Kommissionen, stellten nach den Worten des SVP-Fraktionschefs
Baader (BL) einen „der grössten Skandale der Geschichte des Schweizer Parlamentes“

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.09.2008
HANS HIRTER
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dar. Dieses Vorgehen müsse deshalb von einer Parlamentarischen
Untersuchungskommission (PUK) restlos aufgeklärt werden. Das Parlament lehnte die
Einsetzung einer PUK mit 109 zu 51 Stimmen ab. Alt-Bundesrat Blocher reichte im
September auch noch eine Strafklage gegen die beteiligten Angestellten der
Bundesanwaltschaft und einzelne GPK-Mitglieder ein. 10

Das Bundesverwaltungsgericht hatte im Vorjahr das Parlament um die Bewilligung von
sechs zusätzlichen Richterstellen ersucht. Im massgeblichen Gesetz ist ein Bereich von
50 bis 70 Stellen genannt, in der Ausführungsverordnung ist die Anzahl aber auf 64
fixiert. Das mit der Oberaufsicht über das Bundesverwaltungsgericht betraute
Bundesgericht erachtete in der aktuellen Konsolidierungsphase dieser neuen Instanz
die Aufstockung um eine italienischsprachige Richterstelle zur Bewältigung der
Pendenzen im Asylbereich als ausreichend. Die Rechtskommission des Ständerats
hatte zuerst nur eine auf zwei Jahre befristete Stelle genehmigen wollen. Da dies
rechtlich nicht möglich war, beantragte es dem Plenum mit einer parlamentarischen
Initiative, die Zahl der ordentlichen Vollzeitrichterstellen von 64 auf 65 aufzustocken,
was auch der Bundesrat unterstützte. Eine linke Kommissionsminderheit forderte eine
Erhöhung auf 67 Stellen, drang damit aber beim Parlament, das die Vorlage in der
Sommersession verabschiedete, nicht durch. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.06.2009
HANS HIRTER

Ende August meldete das Bundesverwaltungsgericht neuen Personalbedarf an. Anlass
dazu war die grosse Anzahl von Beschwerden, die im Zusammenhang mit dem
Amtshilfegesuch der USA bei der Aufklärung von Steuerdelikten von Kunden der
schweizerischen Grossbank UBS zu erwarten waren. Um die UBS vor zivilrechtlichen
Klagen zu schützen, hatte sich die Schweiz in einem am 19. August unterzeichneten
bilateralen Abkommen verpflichtet, ein rund 4450 Konten betreffendes
Amtshilfegesuch der USA innert eines Jahres zu bearbeiten. Die für die Bewältigung
dieser Arbeit erforderlichen Richterstellen sollten jedoch nicht dauerhaft eingerichtet
werden. Da die rechtlichen Grundlagen für die Schaffung von befristeten
Richterstellen noch fehlen, beantragte die Rechtskommission des Nationalrats mit dem
Einverständnis ihrer Schwesterkommission der kleinen Kammer, eine entsprechende
Verordnung der Bundesversammlung und die Bewilligung von höchstens fünf
zusätzlichen, auf zwei Jahre befristeten Richterstellen. Eine aus Mitgliedern der SVP
gebildete Kommissionsminderheit bekämpfte diesen Vorschlag, der Bundesrat
unterstützte ihn. Der Nationalrat nahm die befristete Erhöhung der Richterzahl und die
zugrundeliegende Rechtsgrundlage gegen den Widerstand der SVP an. Nachdem auch
die kleine Kammer oppositionslos damit einverstanden war, konnte die Vorlage noch in
der Herbstsession verabschiedet werden. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.09.2009
HANS HIRTER

Sowohl National- als auch Ständerat überwiesen die parlamentarische Initiative der
Rechtskommission des Nationalrats zur Besoldung der Richter des neu geschaffenen
eidgenössischen Patentgerichtes. Durch die beschlossene Zulage soll eine
Gleichstellung mit Richtern an anderen eidgenössischen Gerichten sowie die Grundlage
für die Rekrutierung geeigneter Kandidaten geschaffen werden. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.03.2010
MARC BÜHLMANN

Im Rahmen des Strafbehördenorganisationsgesetzes befand das Parlament zudem über
zwei Verordnungen, die das Arbeitsverhältnis und die Besoldung des Bundesanwalts
und der Stellvertreter (10.441) sowie die Einzelheiten der Organisation und Aufgaben
der Aufsichtsbehörde (10.442) regeln sollten. Der Vorschlag der zuständigen
Kommission für Rechtsfragen des Ständerats wurde praktisch diskussionslos von
beiden Kammern übernommen. Für die Bundesanwaltschaft seien hinsichtlich
Arbeitsverhältnis und Besoldung die gleichen Regelungen anzuwenden wie für
Bundesrichter. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.10.2010
MARC BÜHLMANN
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Die Kommission für Rechtsfragen des Nationalrates (RK-NR) beantragte mittels
parlamentarischer Initiative, die befristete Verordnung zu den Richterstellen am
Bundesgericht in eine gleichlautende unbefristete Verordnung umzuwandeln. Konkret
ging es um die Festlegung der Anzahl der Richterstellen ab 1. Januar 2012, die
unverändert bei 38 vollamtlichen und 19 nebenamtlichen Stellen bleiben soll. Weder im
Nationalrat noch im Ständerat war die Vorlage umstritten. Sie wurde in beiden
Kammern einstimmig (mit 194 zu 0 bzw. mit 44 zu 0 Stimmen) angenommen. Der
Bundesrat und das Bundesgericht selber begrüssten die Verordnung. Dies auch
deshalb, weil die Geschäftslast des Bundesgerichtes in den letzten Jahren stabil
geblieben sei. Laut dem Geschäftsbericht des Bundesgerichtes gingen 2010 total 7'367
neue Fälle ein (2009: 7'189) und 7'424 Fälle konnten bearbeitet werden
(7'242) (11.002). 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.09.2011
MARC BÜHLMANN

Eine parlamentarische Initiative der RK-NR betraf die Richterverordnung. Die
Berechnungsgrundlage für die Löhne der erstinstanzlichen Richterinnen und Richter
sollen laut dem Vorstoss dem System der Bundesverwaltung angepasst und deren
Höchstalter neu auf 68 Jahre festgelegt werden (bisher: 64 / 65 Jahre). Die
Änderungen wurden im Nationalrat einstimmig angenommen, die Beratungen im
Ständerat fanden im Berichtsjahr noch nicht statt. 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.12.2011
MARC BÜHLMANN

Die Änderung der Richterverordnung, mit der die Berechnungsgrundlage der Löhne der
erstinstanzlichen Richterinnen und Richter dem System der Bundesverwaltung
angepasst und deren Höchstalter um 4 bzw. 3 Jahre auf 68 Jahre angehoben werden
soll, passierte auch die kleine Kammer ohne Opposition. Der parlamentarischen
Initiative der RK-NR wurde im Vorjahr bereits in der grossen Kammer einstimmig Folge
gegeben. Einzig Thomas Minder (parteilos, SH) machte sich im Ständerat erfolglos gegen
die automatische, jährliche Lohnerhöhung um 3% stark. 17

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.03.2012
MARC BÜHLMANN

Im Vorjahr hatte der Nationalrat knapp eine auf zwei parlamentarische Initiativen
Studer (evp, AG) und Müller-Hemmi (sp, ZH) (07.476) zurückgehende Vorlage der RK-N
gutgeheissen, die auf die Einführung einer Verfassungsgerichtsbarkeit zielt. Die Vorlage
war nach einigen Debatten im Rat und Diskussionen in der Presse von der SP, den
Grünen, Anwälten, Richtern sowie zwölf Kantonen, später dann auch vom Bundesrat
begrüsst worden, während FDP und SVP Opposition bekundet hatten. Im Berichtjahr
wurde das Geschäft in der kleinen Kammer behandelt. Diese hatte sich bereits bei der
Einreichung der beiden parlamentarischen Initiativen 2005 sehr schwer getan. In der
engagierten und langen Debatte ging es letztlich um die Frage, wer letztverbindlich
zuständig sein soll für die Konkretisierung von Verfassungsnormen. Eine
Kommissionsminderheit wollte diese Entscheidung politisch, also von den Institutionen
(direkte Demokratie, Parlament) fällen lassen und beantragte Nichteintreten. Die
Mehrheit der RK-S plädierte hingegen für eine juristische Letztentscheidung. Die sich
zu Wort meldenden Befürworter und Gegner der Vorlage gehörten unterschiedlichen
Lagern an und ein parteipolitischer Graben konnte nur bedingt ausgemacht werden.
Letztlich entschied sich die Mehrheit der kleinen Kammer mit 27 zu 17 Stimmen, nicht
auf die Vorlage einzutreten. Damit ging das Geschäft zurück an den Nationalrat, der
noch im Dezember über einen Minderheitenantrag der SVP, dem Ständerat zu folgen
und nicht auf die Vorlage einzutreten, befinden musste. Auch in der grossen Kammer
gab es gespaltene Fraktionen. Zwar stimmten die GP und die GLP geschlossen gegen
den Minderheitsantrag und die SVP geschlossen dafür, die CVP (19:7 für Nichteintreten),
die BDP (6:2), die FDP (18:5) und die SP (6:34 und 1 Enthaltung) waren sich jedoch nicht
einig. Mit 101 zu 68 Stimmen wurde der Minderheitsantrag schliesslich angenommen
und die auf eine achtjährige Vorlaufzeit zurückblickende Vorlage endgültig abgelehnt.
Die Debatte um die Einführung einer Verfassungsgerichtsbarkeit nahm damit ein
vorläufiges Ende, die Diskussion um den geeigneten Akteur für die Prüfung der
Vereinbarkeit von Volksinitiativen und Grundrechten war damit aber nicht vom Tisch. 18

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.06.2012
MARC BÜHLMANN
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Die Rechtskommission des Ständerates (RK-SR) stimmte im Berichtsjahr einer
parlamentarischen Initiative ihrer Schwesterkommission zu, mit der auf Begehren des
Bundesstrafgerichtes das Strafbehördenorganisationsgesetz geändert werden soll. Neu
soll das Bundesstrafgericht Vizepräsidien einrichten und über wichtige Fälle mit drei
Richterinnen und Richtern urteilen können. Der geplante Revisionsentwurf lag im
Berichtjahr noch nicht vor. 19

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.08.2012
MARC BÜHLMANN

Im Mai reichte die Kommission für Rechtsfragen des Ständerates (RK-SR) eine
parlamentarische Initiative ein, mit der Rechtsgrundlagen für Abgangsentschädigungen
für von der Bundesversammlung gewählte Personen geschaffen werden sollen. Solche
Grundlagen fehlen für Richterinnen und Richter der erstinstanzlichen Bundesgerichte,
für Bundesanwältinnen und -anwälte sowie für stellvertretende Bundesanwältinnen und
-anwälte. Das Wiederwahlverfahren soll zudem so angepasst werden, dass Entscheide
spätestens sechs Monate vor Ablauf der Amtsdauer gefällt werden können. Im
Berichtsjahr beschlossen beide RK Zustimmung. 20

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.08.2012
MARC BÜHLMANN

Eine parlamentarische Initiative der SVP-Fraktion wollte die parlamentarische Arbeit in
Bezug auf die eidgenössischen Gerichte stärken. Der Vorstoss hätte die
Gerichtspräsidenten immer dann zu persönlichen Anhörungen verpflichtet, wenn die
Kommissionen Erlasse diskutieren, welche die Zuständigkeit, Organisation oder
Verfahren der eidgenössischen Gerichte tangiert. Die Kommission für Rechtsfragen des
Nationalrates hatte noch 2011 – nach Anhörung des Bundesgerichtspräsidenten, der das
Anliegen befürwortete – empfohlen, der Initiative Folge zu geben. Die ständerätliche
Schwesterkommission entschied dann aber einstimmig gegen das Ansinnen. Sie
monierte, dass die Sitzungsteilnahmepflicht zu weit gehe und gar ein Problem für die
Gewaltentrennung darstellen könne. In der Folge schloss sich die nationalrätliche
Kommission im Sommer des Berichtsjahres dieser Begründung an. Ihrer mit 17 zu 7
Stimmen beschlossenen Empfehlung, der Initiative keine Folge zu geben, folgte der
Nationalrat in der Herbstsession gegen die geschlossene SVP-Fraktion und drei BDP-
Stimmen mit 124 zu 52. 21

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.09.2012
MARC BÜHLMANN

Kein parlamentarisches Nachspiel hatte der so genannte Fall Ramos. Der in den USA
verurteilte Jose Manuel Ramos war vom ehemaligen Bundesanwalt Roschacher als
Vertrauensperson eingesetzt worden, um Geldwäschereifälle aufzudecken. Die
Hinweise von Ramos, die aufwändige Untersuchungen evozierten, führten jedoch alle
ins Leere. Zwar hatte die GPK diesen Fall 2007 mit einem Untersuchungsbericht
abgeschlossen, Geri Müller (gp, AG) wollte jedoch mit einer parlamentarischen Initiative
eine parlamentarische Untersuchungskommission einsetzen, die diesen Fall neu und
vor dem Hintergrund neuer Informationen noch einmal untersuchen sollte. Der GPK
seien Informationen vorenthalten worden. Im Nationalrat wurde dem Anliegen
allerdings nicht Folge gegeben. Müller fand lediglich bei seiner eigenen und in der SVP-
Fraktion Unterstützung für sein Anliegen. 22

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.09.2012
MARC BÜHLMANN

Die Richterstellen des Bundesstrafgerichts waren Gegenstand eines Vorstosses der
Rechtskommissionen beider Kammern. Der parlamentarischen Initiative der RK-SR,
zwei Verordnungen auszuarbeiten, mit denen erstens die Zahl der nebenamtlichen
Richterstellen am höchsten Strafgericht auf höchstens drei festgelegt und zweitens die
Entschädigung der nebenamtlichen Richter und Richterinnen entsprechend der
Bestimmungen für nebenamtliche Richterstellen am Bundesgericht geregelt werden
soll, gaben beide Kommissionen ihre Zustimmung. Die beiden bereits vorliegenden
Verordnungen wurden vom Bundesrat grundsätzlich begrüsst, von den Räten im
Berichtsjahr jedoch noch nicht behandelt.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.10.2012
MARC BÜHLMANN

Im Berichtjahr gaben die Kommissionen für Rechtsfragen beider Kammern ihre
Zustimmung zu einer parlamentarischen Initiative der RK-N, die mit einer Änderung der
entsprechenden Verordnung die Zahl der Richterstellen am Bundesverwaltungsgericht,
das im Juni 2012 nach dreieinhalb Jahren Bauzeit in St. Gallen bezogen werden konnte,
von höchstens 65 auf höchstens 68 Vollzeitstellen erhöhen wollte. Das
Bundesverwaltungsgericht hatte aufgrund zunehmender Engpässe entsprechenden
Bedarf angemeldet. Für die Bestimmung der Anzahl Richter ist die Bundesversammlung

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.12.2012
MARC BÜHLMANN
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zuständig, die dazu eine Verordnung erlässt. Das Bundesgericht, welches das
Bundesverwaltungsgericht beaufsichtigt, hatte allerdings Zweifel angemeldet, ob eine
Erhöhung der Richterstellen tatsächlich nötig sei. Bei der Beratung des
Geschäftsberichts des Bundesgerichtes in der Sommersession des Nationalrats
plädierte der Gerichtspräsident Lorenz Meyer gar offen für weniger Richter und
weniger, dafür aber wichtige Fälle. Auch der Bundesrat empfahl Nichteintreten. Die
rasch ausgearbeitete Verordnung wurde jedoch noch Ende Jahr im Nationalrat
behandelt und mit 110 zu 50 Stimmen angenommen. Im Ständerat fand die Beratung
2012 noch nicht statt. 23

Eine parlamentarische Initiative der Rechtskommission des Nationalrats, die mit einer
Verordnung die Zahl der Richterstellen am Bundesverwaltungsgericht von 65 auf 68
Vollzeitstellen erhöhen wollte, erlitt im Berichtjahr Schiffbruch. Zuerst hatte die
ständerätliche Kommission im Vorjahr zwar Zustimmung zur Ausarbeitung eines
Entwurfs gegeben und der Nationalrat hatte diesen noch Ende 2012 trotz Einwänden
des Gerichtspräsidenten und des Bundesrates gutgeheissen. Die kleine Kammer
beschloss allerdings in ihrer Frühjahrssession, nicht auf das Geschäft einzutreten. Der
Ständerat folgte mit 27 zu 13 Stimmen seiner Kommissionsminderheit und der
Regierung, die darauf hinwies, dass zum jetzigen Zeitpunkt kein Bedarf an zusätzlichen
Stellen bestehe, da Pendenzen und Arbeitsbelastung des Gerichtes in letzter Zeit
abgenommen hätten. Stellen auf Vorrat sollen keine geschaffen werden. Im Sommer
schloss sich die grosse Kammer diesem Argument an und der Vorstoss wurde
beerdigt. 24

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.06.2013
MARC BÜHLMANN

Die im Vorjahr von beiden Rechtskommissionen per parlamentarische Initiative
angeregten Verordnungen zur Anzahl Richterstellen und zur Entschädigung der
nebenamtlichen Richterinnen und Richter am Bundesstrafgericht wurden im
Berichtjahr in den Räten ohne Debatte und einstimmig angenommen. In Zukunft sollen
höchsten 16 voll- und 3 nebenamtlich tätige Bundesstrafrichterinnen und -richter tätig
sein und die Höhe der Vergütungen denjenigen am Bundesgericht angepasst werden. 25

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.11.2013
MARC BÜHLMANN

Unterstützt von Parlamentarierinnen aller Couleur reichte Nationalrätin Kiener Nellen
(sp, BE) eine parlamentarische Initiative ein, die eine angemessene Vertretung von
Frauen an den eidgenössischen Gerichten fordert. Ende 2013 betrug die Frauenquote
am Bundesgericht 28.9 Prozent, am Bundesstrafgericht 27.8 Prozent und am
Bundesverwaltungsgericht 32.4 Prozent. Diese Untervertretung soll mit geeigneten
Mitteln behoben werden. Der Vorstoss wurde im Berichtjahr noch nicht behandelt. 26

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.12.2013
MARC BÜHLMANN

Die Nicht-Wiederwahl des damaligen Bundesanwaltes Erwin Beyeler im Jahr 2011 hatte
die RK-SR zu einer parlamentarischen Initiative veranlasst, um die Schaffung von
Rechtsgrundlagen für Abgangsentschädigungen für von der Bundesversammlung
gewählte Personen anzustossen. Nicht nur für die Bundesanwaltschaft, sondern auch
für andere vom Parlament gewählte Funktionsträgerinnen und -träger - insbesondere
Richterinnen und Richter an den obersten Gerichten - war die bisherige
Rechtsgrundlage für eine Entschädigung im Falle einer Nicht-Wiederwahl unklar. Weil
auch die RK-NR diese Ansicht teilte, legte die ständerätliche Rechtskommission Anfang
2015 einen Entwurf vor. Konkret sollen die Verordnungen, in denen Arbeitsverhältnis
und Besoldung der hauptamtlichen Richterinnen und Richter der obersten Gerichte
sowie der Bundesanwältin oder des Bundesanwaltes und deren Stellvertretung geregelt
sind, ergänzt werden: Neu soll es möglich sein, bei Auflösung des Arbeitsverhältnisses
maximal einen Jahreslohn als Entschädigung auszurichten, falls dies aufgrund des
Alters, der Amtsdauer und der Umstände, die zur Auflösung geführt haben,
gerechtfertigt ist. 
Im Ständerat monierte Thomas Minder (parteilos, SH) mit Verweis auf die angenommene
Abzockerinitiative und die im Falle Beyelers getätigte Abgangsentschädigung von CHF
286'000, dass man demokratisch gewählten Personen keinen goldenen Fallschirm
hinterherwerfen solle: Wer gewählt werde wisse, dass er auch wieder abgewählt werden
könne. Das Argument fand jedoch keine Unterstützung. Mit 29 zu 2 Stimmen wurde die
Verordnung und mit 34 zu 1 Stimmen das Bundesgesetz über das
Bundesverwaltungsgericht, dessen Revision mit dem Entscheid nötig wurde,
gutgeheissen. 27

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.03.2015
MARC BÜHLMANN
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Auch im Nationalrat gab der Entwurf der RK-SR über die Einführung einer Möglichkeit
für Abgangsentschädigungen für von der Bundesversammlung gewählte Personen in
der Sondersession im Mai zwar zu reden, letztlich wurde aber sowohl die Verordnung
über Entschädigungen bei Auflösung des Arbeitsverhältnisses (mit 134 zu 49 Stimmen)
als auch das revidierte Bundesgesetz über das Bundesverwaltungsgericht (mit 131 zu 48
Stimmen) deutlich angenommen. Zu reden gegeben hatte ein Nichteintretensantrag
einer vor allem aus SVP-Mitgliedern bestehenden Kommissionsminderheit: Das
Parlament sei Wahlbehörde und man könne – einmal gewählt – nicht immer neue
Forderungen stellen, so das zentrale Argument. Auf eine Abgangsentschädigung habe
man 2005 bei der Diskussion um das Bundesgerichtsgesetz bewusst verzichtet. Pirmin
Schwander (svp, SZ) machte als Fraktionssprecher den Alternativvorschlag, die
Gesamterneuerungswahlen vom Herbst in den Sommer zu verlegen, damit bei einer
allfälligen Nichtwiederwahl sogar sechs und nicht nur vier Monate Zeit blieben, um eine
neue Beschäftigung zu suchen. Die restlichen Fraktionen gaben zu bedenken, dass es
für eine Person in den Ämtern, um die es bei der Revision gehe, generell nicht einfach
sei, eine neue Stelle zu finden, auch nach einem halben Jahr nicht, weswegen eine
Abgangsentschädigung entrichtet werden soll. Bundesrätin Simonetta Sommaruga wies
zudem darauf hin, dass die neue Entschädigungsregelung auch einen Beitrag zur
Unabhängigkeit der Gerichte und der Bundesanwaltschaft leiste: wer finanziell
abgesichert sei, müsse seine Entscheidfindung nicht oder zumindest weniger stark im
Hinblick auf eine allfällige Wiederwahl ausrichten. 
In den Schlussabstimmungen, die in der Sommersession stattfanden, passierten die
beiden Vorlagen den Nationalrat unter Opposition der SVP mit 140 zu 54 Stimmen bei
einer Enthaltung (Verordnung) bzw. mit 139 zu 54 Stimmen bei einer Enthaltung
(Gesetz). Im Ständerat waren die entsprechenden Stimmenverhältnisse 42 zu 3 und 41
zu 3 (bei einer Enthaltung). 28

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.05.2015
MARC BÜHLMANN

Die 2013 eingereichte parlamentarische Initiative, die eine angemessene Vertretung
von Frauen an den eidgenössischen Gerichten gefordert hätte, wurde von ihrer
Urheberin, Margret Kiener Nellen (sp, BE), zurückgezogen. Die Sozialdemokratin
anerkannte, dass sich die Gerichtskommission in dieser Sache in letzter Zeit vermehrt
Mühe gegeben habe. Allerdings sei eine repräsentative Vertretung noch nicht erreicht –
an den obersten Schweizer Gerichten arbeiten knapp ein Drittel Richterinnen. Weil sie
aber in der Kommission zu wenig Unterstützung erhalten habe, ziehe sie den Vorstoss
zurück. 29

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.06.2015
MARC BÜHLMANN

Die Zusammensetzung der Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft (AB-BA)
wurde 2010 mit der Organisation der Strafbehörden geregelt. Die AB-BA, die 2014 vom
Parlament neu bestellt wurde, setzt sich zusammen aus je einem Richter des
Bundesgerichts und des Bundesstrafgerichts, zwei praktizierenden Anwälten und drei
Fachpersonen, die weder Richter noch Anwälte sein dürfen. Mit einer
parlamentarischen Initiative will die RK-SR durch eine Änderung der
Unvereinbarkeitsbestimmungen diese Zusammensetzung steuern. Weil in diesen
Bestimmungen (noch) geregelt ist, dass die Anwältinnen und Anwälte, die in der AB-BA
einsitzen, nicht als Parteivertung vor den Strafbehörden des Bundes auftreten dürfen,
bewerben sich in der Regel keine auf Strafrecht spezialisierten Anwältinnen oder
Anwälte für einen Sitz in der Aufsichtsbehörde. Damit entgeht dieser aber praktische
Fachkenntnis im Gebiet der Strafverfolgung. Mit der angestrebten Änderung der
Bestimmungen zu den Unvereinbarkeiten soll dies verhindert werden. Dem Beschluss
der RK-SR im August 2015, eine Vorlage auszuarbeiten, stimmte die RK-NR noch im
Oktober des gleichen Jahres einstimmig zu. 30

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.10.2015
MARC BÜHLMANN

Um zu verhindern, dass neu gewählte Richterinnen und Richter am Bundesstraf-,
Bundespatent- und Bundesverwaltungsgericht eine höhere Entlohnung erhalten als ihre
gleichaltrigen Kolleginnen und Kollegen, die bereits ein entsprechendes Richteramt
bekleiden, beschloss die RK-NR eine Anpassung der Richterverordnung. Um die
Kohärenz des Lohnsystems zu sichern, müsse verhindert werden, dass länger im Amt
tätige Richterinnen und Richter weniger verdienen, als frisch angestellte. Mit der
Revision soll deshalb die Festlegung des Anfangslohns und die jährliche Lohnerhöhung
angepasst werden. Dem Beschluss der RK-NR, eine entsprechende Initiative
auszuarbeiten, stimmte die RK-SR Anfang Februar 2016 zu. 31

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.02.2016
MARC BÜHLMANN
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Das Bundespatentgericht ist seit 2012 als erstinstanzliches Gericht für die Beurteilung
zivilrechtlicher Streitigkeiten bei Patentangelegenheiten verantwortlich. Nach den
ersten vier Jahren seines Bestehens wurden von seinem Gerichtspräsidenten, Dieter
Brändle, organisatorische Änderungen angeregt, die von der RK-NR aufgenommen und
in einer parlamentarischen Initiative verarbeitet wurden. Ziel der Änderungen ist eine
grössere Flexibilität in der Aufgabenteilung. Momentan kann am Bundespatentgericht
nur richterliche Entscheide fällen, wer über eine juristische Ausbildung verfügt. Am
Gericht arbeiten aber auch haupt- und nebenamtliche Richterinnen und Richter, die
lediglich über eine technische Ausbildung verfügen. Wenn die hauptamtliche juristische
Richterperson bei einer Entscheidung in den Ausstand treten muss, müsse jeweils eine
nebenamtliche Richterin oder ein nebenamtlicher Richter mit juristischer Ausbildung
gesucht werden, statt dass das jeweilig anwesende zweite hauptamtliche
Gerichtsmitglied mit technischer Ausbildung entscheiden könne. Dies sei insbesondere
in Fällen mit Zeitdruck hinderlich. Neu soll deshalb auch die hauptamtliche Richterin
oder der hauptamtliche Richter mit technischer Ausbildung Entscheide fällen können.
Die Arbeit des Gerichts, das insgesamt nur über zwei hauptamtliche Richterstellen
verfüge, könne so erleichtert werden, so die Begründung der Kommission, welche die
Initiative noch im November 2016 einstimmig einreichte. Die Schwesterkommission
stimmte ihr im Januar des Folgejahres ebenso einstimmig zu. 32

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.01.2017
MARC BÜHLMANN

Ein Ziel der Asylgesetzrevision, die von der Stimmbevölkerung im Juni 2016
gutgeheissen worden war, ist eine Beschleunigung der Verfahren. Davon betroffen wird
auch das Bundesverwaltungsgericht (BVGer) sein, dass für Asylrekurse verantwortlich
ist. Um die hängigen Rekurse abbauen und die ab dem 1. Januar 2019 vom neuen Gesetz
vorgesehenen kürzeren Fristen einhalten zu können, beantragte das BVGer eine
Aufstockung der Richterstellen. Weil die Zuständigkeit für eine entsprechende
Erhöhung bei der Bundesversammlung liegt, reichte die RK-SR Ende 2016 eine
parlamentarische Initiative ein, aufgrund derer die Verordnung zur Anzahl
Richterstellen geändert werden soll. Das BVGer soll damit um vier neue Posten auf
insgesamt 69 Richterstellen aufgestockt werden. Der Vorschlag der RK-SR sieht
allerdings vor, diese Aufstockung zu befristen. Ab 2019 sollen ausscheidende
Richterinnen und Richter nicht mehr ersetzt werden, bis der Normalbestand von 65
Stellen wieder erreicht werde. 
Die RK-NR gab Mitte Januar 2017 ihre Zustimmung zur Idee ihrer Schwesterkommission.
Diese ihrerseits legte knapp zwei Wochen später einen Verordnungsentwurf vor, den
sie mit 11 zu 1 Stimmen guthiess. 33

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.01.2017
MARC BÜHLMANN

Nachdem der Bundesrat Mitte 2016 seine Zusatzbotschaft zur Revision des
Bundesgesetzes über das Bundesgericht vorgelegt hatte, mit der unter anderem auch
Vizepräsidien für alle Kammern des Bundesstrafgerichtes eingerichtet werden sollen,
wurde die parlamentarische Initiative Anfang Februar 2017 zurückgezogen. Die RK-NR
pochte allerdings in ihrer Medienmitteilung darauf, dass das Anliegen auch wirklich
aufgenommen wird. 34

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.02.2017
MARC BÜHLMANN

In seiner Stellungnahme begrüsste der Bundesrat die geplante vorläufige Aufstockung
der Richterstellen am Bundesverwaltungsgericht, um damit die in der
Asylgesetzrevision beschlossene Beschleunigung der Asylverfahren umsetzen zu
können. Seiner Empfehlung, den von der RK-SR vorgelegten Entwurf anzunehmen,
kamen in der Frühjahressession sowohl der Stände- als auch der Nationalrat nach. 
Freilich kam es in beiden Kammern zu kleineren Diskussionen. Im Ständerat beantragte
Thomas Minder (parteilos, SH) nicht auf die Vorlage einzutreten, um damit einerseits
auf die mit seinen Worten «absurde Tatsache» hinzuweisen, dass jeder Asylantrag sogar
von Dublin-Fällen von einem kostenlosen Anwalt begleitet werde, obwohl dort ja
eigentlich der Erststaat zuständig sei. Unmittelbare Folge davon sei nun diese
Forderung nach Aufstockung der Richterstellen. Darüber hinaus war der Angehörige der
SVP-Fraktion skeptisch, ob die Aufstockung tatsächlich wie versprochen nach 2019
wieder rückgängig gemacht würde. Früher habe das Bundesverwaltungsgericht zudem
mit weniger Stellen mehr Fälle in kürzerer Zeit bearbeitet. Im Nationalrat übernahm
Pirmin Schwander (svp, SZ) mit denselben Argumenten den Part des Mahners. Freilich
fanden diese Minderheiten-Argumente jeweils nur bei den SVP-Fraktionskolleginnen
und -kollegen Anklang. Im Nationalrat konnten sich Viola Amherd (cvp, VS) und Bernhard
Guhl (bdp, AG) denn auch Seitenhiebe gegen die Volkspartei nicht verkneifen. Amherd
erinnerte daran, dass es bei dieser Vorlage auch um die Umsetzung des Volkswillens

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.03.2017
MARC BÜHLMANN
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gehe und Guhl warf der SVP vor, es gehe ihr nur darum, ein Problem zu bewirtschaften,
anstatt es auch zu lösen. Die Opposition von rechts widerspiegelte sich schliesslich
auch in der Schlussabstimmung, bei der die Verordnung im Nationalrat mit 132 zu 65
Stimmen und im Ständerat mit 38 zu 4 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) gutgeheissen
wurde. 35

Nach Anhörung des Präsidenten der AB-BA, Niklaus Oberholzer, entschied sich die RK-
SR, auf die Ausarbeitung einer Revision über die Regelung zur Zusammensetzung der
Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft vorläufig zu verzichten. An der
bestehenden Regelung könne festgehalten werden: Mitglieder der AB-BA, die in einem
Kanton als Anwalt tätig sind, dürfen selber nicht als Vertreter einer Partei vor den
Strafbehörden auftreten. Dies sei nach wie vor sachgerecht und es bestehe kein
dringender Anpassungsbedarf. Die RK-SR wollte allerdings nicht ausschliessen, dass ein
solcher zu einem späteren Zeitpunkt gegeben sein könnte. 36

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.04.2017
MARC BÜHLMANN

Wer von der Vereinigten Bundesversammlung gewählt wird, legt unmittelbar nach der
Wahl den Eid oder das Gelübde ab. Dies gilt laut Parlamentsgesetz für die Mitglieder des
Bundesrates, der beiden Kammern sowie für den General, nicht aber für Richterinnen
und Richter. Diese werden im Beisein des Bundesgerichtspräsidenten oder der
Bundesgerichtspräsidentin im Bundesgericht selber „auf gewissenhafte
Pflichterfüllung“ vereidigt. Mit einer parlamentarischen Initiative will die SVP-Fraktion
diese Ausnahme aufheben und künftig auch die Vereidigung von Richterinnen und
Richtern unmittelbar nach der Wahl vor der Vereinigten Bundesversammlung
durchführen zu lassen. Zudem sollen auch die Mitglieder der Gerichte den Eid oder das
Gelübde ablegen und nicht einfach Pflichterfüllung versprechen. 
In der SPK-NR war die Idee der SVP umstritten. Erst mit Stichentscheid des Präsidenten
empfahl die Kommission mit 12:12 Stimmen bei einer Enthaltung, der Initiative nicht
Folge zu geben. Die Wiederholung des Eides oder Gelübdes nach jeder Wahl sei wenig
praktikabel und könnte sich auf die Feierlichkeit dieses Aktes kontraproduktiv
auswirken. Zudem könnte die Vereidigung im Parlament auch als Zeichen für eine
Schwächung der richterlichen Unabhängigkeit verstanden werden. Gegensätzlicher
Ansicht war die starke Minderheit: Das Ansehen der höchsten Gerichte würde im
Gegenteil erhöht, wenn die Verpflichtung durch Eid oder Gelübde öffentlich gemacht
und die Mitglieder der Judikative auch in dieser Hinsicht mit Mitgliedern der Legislative
und der Exekutive gleich gestellt würden. Der Rat stellte sich mit 111 zu 74 Stimmen bei
vier Enthaltungen hinter die Argumentation der knappen Mehrheit. Neben der
geschlossenen SVP-Fraktion stimmten auch einzelne CVP- und FDP-Mitglieder sowie
ein BDP-Mitglied vergeblich für den SVP-Vorstoss. 37

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.06.2017
MARC BÜHLMANN

Die vom Bundesrat zur Annahme empfohlene, von der RK-NR vorgelegte Anpassung der
Richterverordnung, mit der der Anfangslohn und die jährliche Erhöhung festgelegt
werden soll, wurde in der Sommersession 2017 im Nationalrat debattiert. Ein vor allem
von der SVP-Fraktion unterstützter Minderheitenantrag auf Nicht-Eintreten stand dabei
zur Diskussion. Moniert wurde, dass Lohnungleichheiten aufgrund unterschiedlicher
Erfahrung in Kauf genommen werden müssten. Es gehe nicht an, dass Bundesrichter
von den Vorteilen des Bundespersonalgesetzes profitierten ohne auch dessen
Nachteile in Kauf zu nehmen. Der Antrag der Minderheit fand jedoch ausschliesslich bei
der SVP-Fraktion Gehör: Eintreten wurde mit 107 zu 58 Stimmen ohne Enthaltung
beschlossen. Die vorgeschlagene Revision gab dann nicht mehr zu reden. Sie wurde mit
111 zu 60 Stimmen ohne Enthaltung angenommen. Erneut stand die geschlossene SVP-
Fraktion auf verlorenem Posten. 38

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.06.2017
MARC BÜHLMANN

In der Begründung zu ihrem Entwurf zu den organisatorischen Änderungen am
Bundespatentgericht machte die RK-NR geltend, dass die Aufgaben eines
Einzelrichters besser von einer im Verfahren involvierten Person vorgenommen würden,
die zwar nicht juristisch ausgebildet, aber technische Hauptgerichtsperson sei. Dies sei
zudem effizienter, als wie bisher eine nebenamtliche, juristisch ausgebildete Richterin
oder einen nebenamtlichen, juristisch ausgebildeten Richter beiziehen zu müssen, die
allerdings nicht in das Verfahren vertieft seien. Damit werde auch kein Präjudiz
geschaffen, so die Entgegnung zu den Bedenken des Bundesamtes für Justiz, die bei
der Vernehmlassung eingegangen waren. Die Gerichtskommission (GK) müsse jedoch

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.11.2017
MARC BÜHLMANN
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selbstredend in Zukunft ein Auge auf die Qualifikation der Hauptrichterinnen und
-richter am Bundespatentgericht haben.
Auch der Bundesrat stehe hinter dieser Änderung, wie Justizministerin Simonetta
Sommaruga im Nationalrat zu Protokoll gab. Weder Eintreten noch der Entwurf selber
waren schliesslich umstritten. Mit 183 zu 0 Stimmen wurde das Geschäft an den
Ständerat überwiesen. 39

Nachdem die Anpassung der Richterverordnung in der Sommersession den Nationalrat
passiert hatte, zeigte sich die RK-SR skeptisch gegenüber der Stossrichtung der
Revision. Der Einheitslohn für alle ordentlichen bzw. hauptamtlichen Richterinnen und
Richter des Bundesstrafgerichtes, des Bundesverwaltungsgerichtes und des
Bundespatentgerichtes sei zwar eine gute Idee, für die zusätzlich geplante Abstufung
nach Alter und Berufserfahrung wolle die Kommission aber Alternativvarianten prüfen.
Man könne sich auch einen Einheitslohn ohne Abstufung vorstellen. Diese Idee wurde
dann allerdings nach Konsultation eines entsprechenden Arbeitspapiers der Verwaltung
wieder verworfen und die Kommission empfahl dem Ständerat die Zustimmung zum
nationalrätlichen Entwurf. 
Bei der Beratung in der kleinen Kammer machte Justizministerin Simonetta Sommaruga
darauf aufmerksam, dass mit dem vorliegenden Vorschlag bestehende Ungleichheiten
effektiv beseitigt würden und die Differenzierung nach Alter und Erfahrung sachlich
begründet sei. Mit 35 zu 0 Stimmen bei 7 Enthaltungen folgte der Ständerat
entsprechend dem Antrag der Kommission. 
In der Schlussabstimmung sprachen sich der Nationalrat mit 126 zu 66 Stimmen bei
einer Enthaltung und der Ständerat mit 34 zu 2 Stimmen (7 Enthaltungen) für die neue
Verordnung aus. In beiden Kammern kamen die Gegenstimmen ausschliesslich aus der
SVP-Fraktion. 40

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.12.2017
MARC BÜHLMANN

Erst 2010 hatte das Parlament im Rahmen der Revision des
Strafbehördenorganisationsgesetzes beschlossen, dass die Bundesanwaltschaft ein
Justizorgan darstelle, das von der Exekutive unabhängig sein müsse. Deshalb bestimmt
seither die Legislative nicht nur den Bundesanwalt, sondern auch das Aufsichtsgremium
der Bundesanwaltschaft (AB-BA). Dies sei ein Fehlschlag gewesen, argumentierte Alfred
Heer (svp, ZH) bei der Erläuterung seiner parlamentarischen Initiative, die verlangte,
dass die Bundesanwaltschaft wieder dem EJPD unterstellt und der Verwaltung
angegliedert werde. Strafverfolgung sei keine judikative, sondern eine exekutive
Aufgabe. Als unabhängiger Akteur könne die Bundesanwaltschaft nicht über die
Bundespolizei verfügen und werde durch die AB-BA auch nur unzureichend
kontrolliert. 
In ihrer Medienmitteilung machte die RK-NR deutlich, dass sie diese Auffassung nicht
teile. Die Bundesanwaltschaft müsse von der Regierung getrennt bleiben. Ihre
Unabhängigkeit müsse im Gegenteil noch gestärkt werden, weshalb die Kommission
einer parlamentarischen Initiative Sommaruga (sp, GE; Pa.Iv. 16.487) Folge gab, die den
Ausbau der Leitung der Bundesanwaltschaft von einer auf drei Personen forderte. 41

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.02.2018
MARC BÜHLMANN

Auch im Ständerat fanden sich keinerlei Einwände gegen die organisatorischen
Änderungen am Bundespatentgericht. Ohne Diskussion wurde die Zustimmung zum
Beschluss des Nationalrats beschlossen und der Entwurf in der Gesamtabstimmung mit
41 zu 0 Stimmen (keine Enthaltungen) angenommen. Auch die Schlussabstimmungen
zeigten die Unbestrittenheit dieses Anliegens: Den 193 Stimmen im Nationalrat und den
42 Stimmen im Ständerat standen weder Gegenstimmen noch Enthaltungen entgegen.
Damit steht einer flexibleren Organisation des Bundespatentgerichtes nichts mehr im
Weg. 42

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.03.2018
MARC BÜHLMANN

Nachdem die RK-NR der parlamentarischen Initiative Sommaruga (sp, GE) zum Ausbau
der Leitung der Bundesanwaltschaft noch mit 15 zu 8 Stimmen Folge gegeben hatte,
lehnte ihre Schwesterkommission diese Idee einstimmig (mit 12 zu 0 Stimmen bei einer
Enthaltung) ab. Eine solche Änderung sei nicht gerechtfertigt, gab die RK-SR zu
Protokoll. Der Genfer SP-Nationalrat wollte mit seinem Vorstoss die
Bundesanwaltschaft stärken. Die heutige Situation mit nur einer Person an deren Spitze
sei deshalb problematisch, weil die Kritik an dieser Person – unabhängig ob sie sachlich
berechtigt sei oder nicht – jeweils die Bundesanwaltschaft als Ganzes treffe. Wenn

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.03.2018
MARC BÜHLMANN
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hingegen ein Kollegium leitend wäre – Sommaruga schlug ein Dreiergremium mit
alternierendem Vorsitz vor – so würde bei kritischem Gegenwind nicht gleich das ganze
Gremium in Frage gestellt werden. Das sei ähnlich wie beim Bundesrat: Auch dort
würde nicht gleich die gesamte Regierung hinterfragt, wenn ein Mitglied aufgrund eines
Dossiers oder einer Aussage in die Kritik gerate. Nach der Absage der RK-SR wird das
Geschäft nun ins Parlament kommen. 43

Zu Beginn der Sommersession hatte der Nationalrat über die parlamentarische Initiative
Heer (svp, ZH)  zu befinden, mit welcher die Bundesanwaltschaft wieder in die
Bundesverwaltung integriert werden sollte. Die Mehrheit der RK-NR hatte empfohlen,
der Initiative keine Folge zu geben. 
Die Bundesanwaltschaft geniesse seit 2011 die gleiche organisatorische Unabhängigkeit
wie die Gerichte, führte Karl Vogler (csp, OW) für die Kommission während der Debatte
aus. Dies müsse so bleiben, damit sichergestellt sei, dass kein politischer Akteur
Einfluss nehmen könne. Genau dieser Gefahr wäre die Bundesanwaltschaft allerdings
ausgesetzt, wenn sie wieder – wie bereits vor 2011 – im EJPD angesiedelt würde. Alleine
der Vermutung, dass sich das Departement etwa bei heiklen Untersuchungen gegen die
Verwaltung oder die Regierung einmischen könnte, müsse entgegengetreten werden.
Die Unabhängigkeit sei ein Gebot der Rechtsstaatlichkeit. 
Dies sahen eine Minderheit der Kommission und der Initiant selber anders. Alfred Heer
sprach von einer «Scheinverselbstständigung» und einer «Scheinunabhängigkeit». Die
Bundesanwaltschaft – als ein Akteur, der irgendwo zwischen den drei Gewalten
angesiedelt werden könne, so die Ausführung des Minderheitensprechers Pirmin
Schwander (svp, SZ) – sei in vielen Fällen abhängig von anderen Akteuren oder habe
keine Verfügungsmacht, wie er am Beispiel der Bundespolizei aufzeigte. Das Argument
von Vogler, dass eine hundertprozentige Unabhängigkeit auch nicht möglich sei, es aber
hier eigentlich nicht um die kritisierten Mittel für eine Untersuchung gehe, sondern vor
allem primär gewährleistet bleiben müsse, dass die Bundesanwaltschaft unabhängig
entscheiden könne, wann ein Verfahren eröffnet werde, schien im Rat zu verfangen.
Der Initiative wurde nämlich mit 66 zu 122 Stimmen keine Folge gegeben. Die 66
Stimmen stammten ausnahmslos von den Fraktionskolleginnen und -kollegen des
Initianten. 44

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.05.2018
MARC BÜHLMANN

Das Nachrichtendienstgesetz (NDG), das bei der Volksabstimmung vom 25. September
2016 Zuspruch erhalten hatte, sieht vor, dass zur Nutzung der damit geschaffenen
neuen Massnahmen zur nachrichtendienstlichen Information eine Genehmigung des
Bundesverwaltungsgerichts nötig wird. Weil diese Genehmigungen befristet sind und
mit jeweiliger Zustimmung des Gerichts verlängert werden müssen, befürchtete die RK-
SR einen Mehraufwand, der nur mit einer zusätzlichen Richterstelle am
Bundesverwaltungsgericht bewältigt werden könne. Die Aufstockung soll laut der im
März eingereichten parlamentarischen Initiative der Kommission aber befristet werden.
Die angestrebten total 70 Richterstellen sollen dann nämlich ab 2019 durch
Nichtbesetzung vakant werdender Stellen wieder auf 65 Vollzeitstellen gesenkt werden.

Allerdings beschloss die RK-NR im Mai 2018 mit 17 zu 7 Stimmen bei 1 Enthaltung, dem
Vorstoss keine Folge zu geben, so dass die RK-SR in einem Ende Juni vorgelegten
Kommissionsbericht versuchte, der Forderung mit erneutem einstimmigen Folge geben
Nachdruck zu verleihen. Zwar seien wohl nur rund ein Dutzend Fälle pro Jahr zu
erwarten, der Arbeitsaufwand sei aber erheblich und die kurzen Fristen würden eine
hohe Einsatzbereitschaft der zuständigen Richterin oder des zuständigen Richters
verlangen. Die Vorlage wäre in der Folge in den Ständerat gelangt, wurde aber Mitte
September 2018 zurückgezogen. 45

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.09.2018
MARC BÜHLMANN

Nach dem deutlichen Nein ihrer Schwesterkommission beschloss die RK-NR auf ihren
Beschluss, der parlamentarischen Initiative von Carlo Sommaruga (sp, GE) Folge zu
geben, zurückzukommen. Der Genfer SP-Vertreter hatte bereits nach dem Verdikt der
ständerätlichen Kommission angekündigt, auf seine Idee für einen Ausbau der Leitung
der Bundesanwaltschaft zu verzichten, was er in der Folge durch das Zurückziehen
seiner Initiative in die Tat umsetzte. 46

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.11.2018
MARC BÜHLMANN
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Nicht einmal ein ganzer Monat verstrich zwischen der Einreichung der
parlamentarischen Initiative der RK-NR im November 2018 und der positiven
Schlussabstimmung der beiden Kammern zur entsprechenden Verordnung. Die
nationalrätliche Kommission hatte mit ihrem Vorstoss eine Erhöhung der Vollzeitstellen
für ordentliche Richterinnen und Richter, von zwei auf drei Stellen, in der Mitte 2017
neu geschaffenen Berufungskammer des Bundesstrafgerichts gefordert. Diese
Erhöhung drängte sich aus zwei Gründen auf: Erstens war abzusehen, dass die 200
Stellenprozente nicht ausreichen werden, um die drohende Geschäftslast zu
bewältigen; zweitens schienen die Teilzeitstellen zu wenig attraktiv zu sein. Um auf die
unterschiedlichen Landessprachen Rücksicht zu nehmen, hatte man nämlich zwei
Vollzeitstellen à drei Teilzeitpensen vorgesehen, wobei die deutschsprachige
Richterstelle mit 80 Prozent und die italienischsprachige mit 50 Prozent besetzt
werden konnten. Allein für die französischsprachige 70 Prozent-Stelle konnte auch
nach mehrmaliger Ausschreibung – bei der dritten Ausschreibungsrunde wurde sogar
auf die Vorgabe der Parteizugehörigkeit verzichtet – keine valable Kandidatur gefunden
werden. Um die Stelle attraktiver zu machen und französischsprachige Bewerber «nach
Bellinzona zu locken», wie sich die RK-NR in ihrem Bericht ausdrückte, sollte also eine
100 Prozent-Stelle geschaffen und die anderen beiden Stellen ebenfalls auf 100 Prozent
aufgestockt werden. 
Da sich die RK-SR elf Tage nach dem Einreichen der parlamentarischen Initiative
einstimmig für Folge geben aussprach, konnte die RK-NR innerhalb weniger Tage den
entsprechenden Entwurf ausarbeiten und beiden Kammern noch in der Wintersession
unterbreiten. Beide hiessen den Entwurf diskussionslos gut und nahmen ihn in der
Schlussabstimmung mit 189 zu 1 Stimme bzw. 43 zu 0 Stimmen (jeweils ohne
Enthaltungen) an. Damit war die wohl schnellste parlamentarische Initiative erledigt.
Selbst Didier Berberat (sp, NE) – insgesamt doch schon seit über 23 Jahren im
Parlament – bemerkte: «Je n'ai jamais vu, durant ma carrière politique, une initiative
parlementaire être traitée aussi vite.» Freilich rechtfertigte sich die Eile damit, dass die
Berufungskammer auf Anfang 2019 ihre Arbeit aufnehmen sollte. 47

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2018
MARC BÜHLMANN

In der Frühjahrssession 2021 folgte der Nationalrat mit 137 zu 49 Stimmen der
Empfehlung seiner RK-NR und versenkte die parlamentarische Initiative der SVP, mit
der diese Reformen hinsichtlich der Aufsicht über die Bundesanwaltschaft gefordert
hatte. Konkret wollte die SVP die aktuelle Aufsichtsbehörde (AB-BA) mit einer durch das
EJPD und das Bundesgericht geteilten Aufsicht ersetzen. Während das Departement die
administrativen und arbeitsrechtlichen Aspekte beaufsichtigen könnte, läge die
fachliche Überwachung beim höchsten Schweizer Gericht. Damit werde vor allem auch
die politische Unabhängigkeit der Aufsicht gewahrt, was mit der AB-BA augenscheinlich
nicht gelinge, wie die SVP in ihrer Begründung mit Seitenhieb auf die Causa Michael
Lauber ausführte. 
Das Parlament trage eine Mitverantwortung dafür, dass «das System verpolitisiert» sei,
und dagegen müsse man etwas tun, warb Pirmin Schwander (svp, SZ) in der Ratsdebatte
für die Initiative seiner Partei. Die AB-BA sei «offensichtlich ein Fehlschlag» und
vermöge nichts am «strukturellen Problem bei der Bundesanwaltschaft» zu ändern,
meinte auch Mauro Tuena (svp, ZH). Die Kommission, die sich relativ knapp mit 13 zu 12
Stimmen gegen Folgegeben ausgesprochen hatte, sei sich bewusst, dass
Handlungsbedarf bestehe, führte in der Folge Sibel Arslan (basta, BS) als
Kommissionssprecherin aus. Die bisherige Lösung scheine sich tatsächlich nicht zu
bewähren. Während die eine Hälfte der Kommission aber durch eine Aufteilung der
Aufsicht Verbesserungen erwarte, befürchte die andere Hälfte, dass die
Kompetenzkonflikte bei der Aufsicht durch eine Aufteilung nur noch grösser würden.
Immerhin sei man sich aber einig gewesen, dass die Ergebnisse einer Inspektion durch
die GPK abgewartet werden sollten, mit der die Probleme bei der Aufsicht über die
Bundesanwaltschaft untersucht würden. Dieser Meinung schien auch die Ratsmehrheit
zu sein. Lediglich die 49 anwesenden Fraktionsmitglieder der SVP unterstützten den
Vorstoss ihrer Fraktion. 48

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.09.2019
MARC BÜHLMANN
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